
n 

SATZUNG ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN Nr. 5.1 
DER GEMEINDE KALKHORST 
FÜR EINEN TEILBEREICH IN KALKHORST
für den Bereich zwischen Kirche und Park 

TEIL A - PLANZEICHNUNG 
Es glt rJe 811\Jnulz1.mgsverordnung [ßeuNVOJ In der Fassi.ng der 8ekannt
mac:hung vom 23. Januar 1990 tBGBI. 1 Seite 132), zuletzt gelindert durch 
des nvestltlooserlelchterungs- und Wohnbeulendgesetz vom 22.04.1993, In 
Anwendung der PlanzelchMverordnung (Plenz:V) vom 19. Dezember 1990 
(BW . 1 Seite 3 ..,om 22. Jenuer 1981). 
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ZEICHENERKLÄRUNG 
1. FESTSETZUNGEN 

0,25 

THmax=3,80m 

FHmax=9,00m 

0 

DIE FÜR DIE BEBAUUNG VORGESEHENEN FLACHEN NACH 
DER BESONDEREN ART DER BAULICHEN NUTZUNG 

Allgemeine Wohngebiete {gern. § 4 BauNVO) 

ART DER BAULICHEN NUTZUNG 

Grund11Achenzahl, GRZ z.B. 0,25 

Zahl der Vollgeschosse, als Höchstmaß 

Trauthöhe, als Höchstmaß Ober Bezugspunkt 

Flrsth~he, als Höchstmaß über Bezugspunk1 

BAUWEISE 

Offene Bauweise 

Baugrenze 

nur Einzel- und Doppelhlluser zulässig 

nur Eln.zelhäuser zulä86lg 

VERKEHRSFlACHEN 

Straßenverkehrsflachen 

StraßenbegrenzunQ!IJnle auch gegenüber Verkehrs· 
flächen be&onderer Zweckbestimmung 

S1raßenbe91eltgrOn 

HAUPTVERSORGUNGS- UND HAUPTABWASSER 
LEITUNGEN 

oberirdisch 
untertrdlsch 

GRÜNFlACHEN 

GrOnfllche 

öffentliche Grt.inflAdle 

Parkanlage 

Rechtagrundlagen 

Par. 9 (1) 1 BauGB 

Par. 9(1)1 BauGB 
Par. 16 BauNVO 

Par. 9 (1 ) 2 BauGB 
Par. 22 u. 23 BauNVO 

Par. 9(1)11 BauGB 
Par. 9 (6) BauGB 

Par. 9 (1 ) 13 BauGB 
Par. 9 (6) BauGB 

Par. 9(1)15BauGB 
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M 1 1.000 
Die Plenzelctn.Jng -Teil A- das 8ebelJJl;lspl11r.es 
gilt nir fn Zusemmerfilng mit den le11tllchen 
Festsetzungan -Teil 8-. 
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WA1 WA2 WA3 WA4 

WA WA WA WA 
Allgemeine Wohngebiete Allgemeine Wohngebiete Allgemeine Wohngebiete Allgemeine Wohngebiete 

0,2 0,25 0,3 0,15 

THm0 =3,80m TH max= 3,80m TH =-max Planzek:IY1ung THmex= 3,50m 

FHmax= 9,00m 
Qflb!i"'W"'Zngen 

FHmax = 8,00m 
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''"'"""" ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, STRAUCHERN SOWIE 
BINDUNGEN UND FÜR DIE ERHALTUNG VON BÄUMEN, 
UND STRAUCHERN 

Erhaltungsgebot fOr Bäume 

SONSTIGE PLANZEICHEN 

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende 
Flächen 

Abgrenzung unterscti iedllcher Nutzung, z.B. von Bauge
gebleten, OOer Abgrenzung des Maßes der Nutzung innerhalb 
eines Baugebietes 

Grenze des räumllchen Geltungsbereiches über den Bebauungsplan 
Nr. 5.1 der Gemeinde Kalkhorsl für einen Teilbereich in Kalkhorst
fDr den Bereich zwischen Kirche und Park 

Hauptflrstrlchtung 

Roch-Par. 9 (1) 25 BauGB 
Par. 9 (6) BauGB 

Par. 9 (1 ) 21 BauGB 
Par. e (6) BauGB 

Par. 1 (4) BauNVO 
Par. 18' (5) BauNVO 

Per. 9 (7) BeuGB 

Par. 1 (4) BauNVO 
Per. 9 (6) BauGB 

II. DARSTELLUNGEN OHNE NORMCHARAKTER 
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FluBtacl<sgrenze, FlursWcksnummer 

vorhandene Gebäude 

vortlandener Zaun 

l/Orhandene Mauer 

Höhenlinie mit Angaben in Metern 

Höhenangaben 0 HN 

Bemaßung in Metern 

Kennzeichnung der WA-Gebiete mit lfd.Nr. 

beispielhafte Anpflanzung von Bäumen 

entfallende Darstellungen, z.B. Bäume 

III. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME 
AUßERHALB DES PLANGEBIETES 
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REGELUNG FÜR DIE STADTERHAL TUNG UND FÜR DEN 
DENKMALSCHUTZ 
Baudenkmal, die dem Denkmalschutz unterliegen 

Bereiche mit Bodendenkmaten, die dem Denkmalschutz unterliegen, 
einer überbauung oder NuttungsAnclerung kann nicht zugestimmt 
warden. 

Bereiche mit BodMdenkmalen, die dem Denkmalschutz unterliegen, 
eine Veränderung oder Beseitigung kann nur mit Genehmigung der 
zuständigen DenTaTiatschutzbel'IOrde erfolgen. 

Par. 172 (1) BauGB 
Par. 9 (6) BauGB 

TEIL B - TEXT 
1. PUNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

ZUR SATZUNG ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN Nr. 5.1 DER GEMEINDE KALKHORST 
FOR EINEN TEILBEREICH IN KALKHORST FÜR DEN BEREICH ZWISCHEN KIRCHE UND PARK 

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

AllGEMEINES WOliNGEBIET 
(§4 BauNVO) 

In den AHgemelnen Wohngebieten sind die Nutzungen nach § 4 Abs. a Nr. 3, 4 llld 5 BauNVO nicht Bestandtell des Bebauungs
pltw1es und deshalb nicht zulAsslg. 

2. BAUWEISE 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

FDr die FIActlan Im Geltungsberalcri des Bebauungsplanes Ist s.lmtllch die offene Bauweise zul4&sig. 

3. ÜBERBAUeARE GRUNDST1lCl<SFlACHE 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Über5chrellungen der Baugrenzen durch Hauptgel>AOOe sind unzuiäS&lg. Ausnahmeweise sind Übersctvsltungen der Baugrenzen 
fOr untergeordnete Bautelle, wte Erk&r oder betonte Eingangsbereiche ;emAß § 23 Abs. 3 BauNVO bis zu einer Tiefe von 2,00 m 
zullsslg. 

4. GROßE DER BAUGRUNDSTOCKE 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB) 

Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete sind Grundstücke In einer MlndestgrOß.e von 600 m' vom.isehen. Ausnahmsweise sind 
fflr einzelne GrundstGcke Abweichungen, die bis zu 10 % der festO&selzten MlndeslgrundstOckalllche betragen dürfen, nact1 
unten zulässig. 

5- NEBENANl.AGEN, GARAGEN UND STELLPLATZE 
{§ 9 Abs. 1 Nr. '4 BauGB, §§ 12 und 14 BauNVO) 

5.1 Nebenanlagen Im Sinne des§ 14 Abs. 1 BauNVO sowie GaregMi und Oberdactte Stellplätte sind in den WA·Gableten euch 
außerhalb der Oberbauberen GrundstllcksMchen zulAsslg. Nebenanlagen und Garagen dürfen Cbr cle straßenseitige Baukante 
des Hauptgebludes nicht heNOrtreten. 

5. ZAHL DER WOHNUNGEN 
1§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

Die höchstzullssige Zahl der Wohnungen \.Wd je Einzelhaus und je Doppelhaushalfte auf maxlmat 2 Wohnungen begrenzt. 

7. HÖHENLAGE 
1§ 9 Abs. 3 BauGB) 

Oie konstruktive SockelhOhe darf In den WA-Geblet8rl maximal 0,60 m Ober Cem Bezi.gspunkl Hegen. In allen Baugebieten darf 
der En;lgeschossfußboden jedoch nicht unter dem Bezugspunkt llegeri. Als Bezugspunkt fOr die Höhenlage gilt die mlttl8f8 Höhe 
des Gelkldas des OberbaubarM GrundstOcksteHs. Die Sockel höhe Ist der Schnittpunkt von dar Oberkante des Erdgeschossfuß. 
bodens (Rohbau) mit dem autsnbenden Mauerwert. Die Trau1h0he Ist der Schnittpunkt. der Außenhaut dn Daches mit der ver· 
llngerten Außenwand. Die Firsthöhe bzw. der Flratpunkt Ist gleich de!' SchnlttftAoOO bzw. der Schnittpunkt dar Dachaußenhaut
ftlcheri . Ausnahmen von den Festsetzungen zur Höhenlage sind zutasslg, wenn Ihre E"1halrung zu einer unzumutbare11 HArte 
löhren w()rde. Die Ausnahme von der Höltenf9stsetzung darf jedoch nicht zu alnet Var1etzung der !tAdtebaullchen GruridzOge 
dar Planung führen . 

II. FESTSITTUNGEN OBER DIE AUßERE GESTALTUNG BAULICHER ANLAGEN 
1! B Abs. 4 B•uGB und § 116 LBauO M.Y) 

1. BAUKORPERAUSBILDUNG 

1.1 Das LAngen-Brelten-Verhältnls der Baukörper dart 1,3: 1 nlclit untarscllralten. 

12 Anbeulen, ausgenommen Gerageri, dUrfen nur an der der Sm& abgewandten Seite des Gebäudes err1chtet werden. Sie 
<i'.lrfen die vorhandene Trauft-.Ohe ntchl Obersehreiten . Dla Breite der Anbauten darf maximal 2/3 der Iewelllgen Gebäudeselle 
betragen. Anbauten mllssen einen Abstand von mindestens 1/2 Stein zu den senkrechten Gebludekanten ein halten. 

1.3 ~ndfänge und Erlc:er sind an allen Hausseiten zu lassig, wem Ihre Breite nicht mehr als 114 der )ewellgen Hausseite und Ihre 
Tiefe nicht mehr als 2,00 m betrAgt. 

1.4 Garagen sind als Aribauten an allen Seiten des HacJses außer der Straßenseite zulAsslg. 

1.5 Bei freistehenden unlergeordnatan Nebengebluden darf die TraufhOhe 3,00 m nicht Obersehreiten. Als Bezugspunkt fQr die 
TraufhOhe gilt die HOile der nächsgelegenen Off&ntlichen oder privaten Erschlleßungsflt\ctle. Die Traufhöhe ergibt sich im SdYiitt
~nkt der Dachaußenhaut mit der vet1Angerten Außenwand. 

2. DACHER 

2.1 Die Dächer sind mit roter, rotbrauner bzw. anthrazllfartlener Harteindeckung oder mit Rohr (Reet) zu decken. Glänzende oder 
rei'tekllerende Dachdeckungen sind nicht zullaslg. Oie Zu!atalgkelt von Solaranlagen bleibt hiervon unbertlhrt. 

22 Im gesamten Planbereloh sind nur symmetrisohe Sattel- und Kroppelwalmdächer zulässlg. 

2.3 In den WA- Gebl&t&n sind Dachneigungen zwischen 40" und 45° zulAsslg. 

2.4 Freistehende Garagen IJld Nebengeblude sind mit Satteldllchem von 25" bis 50" Neigung oder mit Pultdach von 10· bis 20" 
zuläaslliil. Bel traufilelUg Bnliilebauten Garagen tat das Hauptdadi Ober dem Garagenbau abzuschleppen: bei glebelseltlg enge· 
beuten Gare~ Ist ein Satteldach lri glelcher Neigung wie das Hauptdach vorzusehen. 

2.5 Bel 'ltblflngan, Eri<em und Veranden sind auch Putt- und flach geneigte Satteld&c:her zu\Asslg. 

2.6 Dar DachOberetand darf trau18eltlg maxlmal 0,50 m und glebelseitlg maxinal 0,30 m bttragen. 

2.7 Dacheinschnitte zur Ausblldurig von Loggien sind unzulässlg. 

2.8 Dachgauben snd In Form von Sc:l'lleppgauben, Flederm&Jsgauben oder Satleldactigauben zulAsslg. Die Brette einer Gaube 
darf 1/3 der Tral.IMnge nicht ib111Chretten. Oie Geeamt1relte Bier Gauberl darf 50 % der Jewelllgen Traufllnge nicht Ober
sehreiten. zu den Ongangen ls1 ein Abstand von 1,50 m alnzOOalten. Unl&rßchledlohe Fonnon von GatJlen auf einer OaGhftlche 
slrid unzulkslg. 

2.9 Uegende Dachfenster sind n1Jr auf den der Straße ct>gewandten Gebäudeselle zulasslg. 

2.10 Zwischen der Traufe und dem Fußpunkt dar Galt.18 massen mindestens 3 Dach%1egelrelh&n durchgehen. 

2.11 Oie Firste von Glebelgeuben und die Ansitze der Bedachungen \IOl'1 Sc:hleppgauben massen mindestens zwei Oachzlegel
relhen untemalb des Hauptfirstes liegen. 

2.12 Die Dacheindeckung von Gauben und ZWerchglebeln muss In Material und Farbe dem Haupldach entsprechen. 

2.13 Frontispize und Zwerchglebel sind durch SetteldAcher mit ekier Dachneigung von mindestens 30° In das Gefüge des Haupt· 
he.US88 einzupassen. Ja GebAudeselte ist nur ein lwerchgiebet zulässig. 

3. AUßENWANDE 

3.1 Die Außenwäride sind in rotem bis rotbraunem Sichtmauerwerk oder il Holzfachwerk mi1 Mauerwerksausfacllll1g auszufOhren. 
Gelber Ziegel darf In Kombination mit rotem bis rotbraunem Ziegel verwendet werden. Geputz1e Wandflächen sind zullsslg, sofern 
cle Umgebung Oberwlegend durch Mitsprechende Gebäude g&prtgt wird . 

3.2 Soc:kel sind aus Ziegel oder Natursteinen zu rnauem oder zu verJXJtzen. 

3.3 Geputzte Wandfllchen sind crameweiß, beige oder heDgrau zu streichen. 

3.4 Bes.tehendes Sichtmauerwerk darf nicht 11erputzt warden. 

3.5 Holz darf 11erwendet wen;len, wenn es nich1 mehr als 30 % einer Wandftäche einnimmt Nicht zutasslg sind hochglanzende 
Baustoffe, wie Edelstahl, emaUllerte Elemente elnschlleßllch Riesen . Verkleidungen aus Faserzement Kunststo1T und Bledl. 

3.6 DI& Außenwände von Anbauten sowie von Garagen und NebengebatJden sind In der selben Art herzustellen wie die des 
Hauptgebäudes. 

4. FASSADENÖFFNUNGEN 

4.1 Es sind nur Lochfassaden zulasslg. Die Summe der Wandötl'nungen darf jewels nicht mehr als 45 % der Wandfläche betragen. 
Fensteröffnungen mOuen allleltlg, TOröttnungen drtlaelllg, von Wandtllchen umschlossen sein. 

4.2 Fenster sind als stehende Rechteckformate oder quaci"atlsch vorzusehen. liegende Formate dOrfen verwendet werden, wenn 
sie dl.lrch Pfosten deutlich In stehende Formate untertelt werden. GlasMchen mit einer Größe Ober 0,75 m• sind durch Pfosten, 
Kampfer oder $pl'Q$ffn zu unterteilen. Es sind rwr ~e konetru~ SprQssen zulSffig. 

4.3 AU$11ahmen von dleien Regelungen sind Im Elnzelfsll zulässig, wenn sie aus funktioneller Sicht erforderlich sind (z.B. zur 
ausreichenden Belichtung von Giebelwohnungen Im Dachgeschoss oder bei elnzelnen Blumenfenstem). 

4.4 Fenster messen bOndlg mit der Außenwand absclllleßen oder dOrfen maxlmal etneri halben Stein zurOoksprlngen. Oas 
Zurodcversetzen 'IOn Giebeln zur Ausbildung von Loggien Ist unzulässig. 

4.5 Gla.1b1u1telne dOrten an Außenwinden, die zur öff&ntlldlen Stra.ß.e gericfltet sind, nicht verwendet werden. 

4.6 Fenster und Taren &lnd außer In Holz auch In farbig beschichtetem Metall oder Kunststoff zul!ISl!ig. Elo1elerung&n und 
Melslllc·Effekte sind nicht gestattet. 

4.7 Fenster sind In den Farben weiß, gron, blau odefdunkelbraunzu hallen . TOren und Tore sind !n den Farben weiß, gron, 
blau, rotbraun oder dunkel>raun zu streichen. Holztaslerungen sind ebenfalls zulassig. 

5. SONSTIGE FESTSETZUNGEN 

5.1 Wlffteanlagen sind nll' an der stlJtte d&r Leistung z!Jässig. Werbebtgar dürfen die Gliederung einer Fanade rich1 Ober
schrielden und Fenster bzw. andere Details nicht 119fdecken. Werbeanlagen sind an Gebäuden In Form von Sctilldem in einer 
Große von maxlmal 0,30 x 0,60 qm erlaubt sofern Zusammenhang mit der GrundSIOcksnutzung besteht Werbeanlagen sind nur 
an der Statte der Leistung mit einer maximalen GrOße von 1,00 m1 zulasslg. Auszuschließen sind Werbeanlagen mtt fllnvnemdem 
oder wechselndem Licht 

5.2 Einfriedungen zu den llffentlidlen Verkehrsflächen sind nur als Laubholzhecken, Zäune mit senkrechter Lattung, Naturstein
mauem und als Zäune mit gemauerten PfeD&m und Feldern mit Lalhlig zulässig. Maschendrahtzä.une sind als Einfriedung zur 
Olfanllk:hen Straße unzuläeslg, &Monaten sind Maschendrahttaune nur lm ZU9ammenhang mh bep1'tanzten Hed<:en gestattet 
Einfriedungen zu öffentlichen Straßen dürfen eW!e Hone von maxlmal 1,20 m nicht ~relteri . Als Bezugspunkt fOr Höhen an· 
gaben gllt die Obtn'lle:he der nlehstgelegenen Vel'Qhrtftlehe. 

5.3 Als Befestlgungsanen D" die Stellplatte und die Gehwege auf deri GrundstOcken sind klelnteltlge Baustoffe, wie Naturstetn
pftaster, Betonpftaster oder Pftastertllnker zu verwenden. 2ullsstg Ist auch die Herstellung wassergebundaner Decken oder 
die Hentelung blb.l'nklOser befestigter Fliehen. 

5.4 Innerhalb des Plangebletes lsl ]& Unterkunft 1 Wohnung mindestens ein PKW-S~at2' %IJ errichten. 

5.5 Innerhalb Geltungsbereiches sind Abfallbehälter auf dem eigenen Grundstack unterzubringen. Die Standplatze auf den Grund
stOcken sind gartner18ch einzubinden. Stariclplätze rar bewegliche AbfallbehAlter slrid Im Vorgartenbereich nur zulAsslg, wenn sie 
zur Oft'enllldlen Verkl!llTsftlche op11sch abgeschirmt sind. 

6. BUßGELDVORSCHRIFT 

Wer vorsAl:ztloh oder fahrilsslg gegen die gestalterischen Feetsetzungen 11emößt, handelt rechtswidrig Im S„na des§ &4 Abs. 1 
~r. 1 LBt.uO M·V und kann rnft. Bußgeld geahndl!ll: werderi. 

III. GRONFlACHEN, PFLANZUNGEN, NUTZUNGSREGELVNGEN UND MAßNAHMEN ZUM SCHUTZ. ZUR PFLEGE UND 
ZUR ENl'NICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT, AN PFLANZUNGS- UND ERHAL TUNGSGEBOTE 
(§ 9Ab&. 1 Nr. 15, Nr. 20, Nr. 25 LSICf Abs. 6 BauGB l.V.m. § 8a BNetSchG urid § 9Abs. 1e In Verbindung mit§ 135a BauGB) 

1. FESTSETZUNGEN ZUM ANPRANZEN VON BÄUMEN UND STRÄUCHERN UND BINDUNGEN FOR DEREN ERHALTUNG 
(§ 9 Abi. 1 Nr. 25 BauGB) 

1.1 Die zu erhaltenden Gehölze sind gemäß§ 9 Abs. 1 Nr. 25b Bau GB dauernd zu ematten und zu pflegen. Gehölzausfälle sind 
mit heimischen und standortgerechten Gehölzen nachzupftenzen. 

1.2 Innerhalb der öffentllchen Grorrttachen sind Gehölzpftanzung auf mindestens 30 % dar Parkanlagen durchzuführeri . FOr die 
diese Anpflanzungen sind auaschl ~ßllch standortflelmlsctie Arten %U ver.vanden. Die Anlage von tallverslegeltan Wegen und 
Kornmunlkaöonallächen auf maximal 15 % der Gesamtflllche Ist ztJJlsslg. 

1.3 Für Baumpflanzungen sind elrtlelmlsc:he, standortgerechte Lali>bAume z.B. VV!nter-Llnde (Tllla Cordata), Spl'lz- Ahorn (Acer 
Pletanoldes), Stiel- Elche (Ouercus Robur}, Hochslamm 3x v. S1&I1unw1fang 18- 20 cm lU verwenden. FQr die Pftwwlng von 
Stnluchem sind folgende Pflanzqualtäten zu veNJenden: Sträucher verschult, HOhe 125-150 cm. 

GeMlzltste: 
Straucher Roter Hartriegel (Comus sanguilea) 

Gemeifle Haselnuss (Corytus avelena) 
Weißdorn (Crataegus monogyna / laevlgata) 
Schlehdorn {Pn.Jnu1 spinusa}O 
Hunds-Rose (Rosa canina) u.e. Wildrosenspezies 

IV. HINWEISE 

1. VERHALTEN BEI AUFFÄLLIGEN BODENVERFÄRBUNGEN BZ'N. BEI FUNDEN 

Werin während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bod~ungen entdeckt werden, ist gemäß§ 11 Gesetz zum Schutz 
und zur Pftege der Denkmale Im lande Mecklenburg-Vorpommern (Denkmalschutzgesetz - DSchG M-V) in der Fesaung der 
Bekanntmachi..tg vom 6. Januar 1998 (GVOBI. S. 12/GS M-V Gl. Nr. 224.2, ber, In GVOBI. S. 247) getlnd. durch Art. 4 LNatG 
M-V u. z. And. and. Rechtavorachr. v. 21.07.1998 (GVOBI. S. 647) die zustlndige untere Denkmalsc.tlutmehOrde zu benach
richtigen und der Fund und die Fundstetle bis zum Eintreffen von Mllarbeilem dea Landesamtes mr Bodendrimalpllege oder 
dessen Vertreter in unverlndertem Zulllalld zu erllalten. Verantwortlich sind hierftlr der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der 
GrundeigentOmer 80Wie zuftllllge zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Ole Verpflk:htung er1ischt 5 Werktage nach 
Zueang de< Amelge. 

2. UMGANG MIT VORHANDENEN BODEM- UND BAUDENKMALEN 

In urrmln81barer NAhe zum Plengeblet sW!d Boden- SO'Nle Baudefi<male vorhanden. Wegen dieser unmlttalbaren NAhe werden 
dleh nachrtchtllch Im Plan dargestellt auch wenn diese vom vorliegenden B&bauung!fla'I nicht betroffen sind, um den An
forderungen des Denkmalschutzes und der Oenkmalpftege g8fecht zu werden. Mit .Bd werden Bereiche gekennzeichnet, In 
denen 9'ct'1 Bodendenkmale beftnden, deren Veränderu11g oder Beseitigung nach § 7 DSchG M-V genehmigt werden kann, 
sat'em vor Beginn Jegllch« Erdarbeiten, die fachgerec:trte Bergung und Dokumentation dieser Bodendenkmale sichergestellt wird. 
Alle cluroh diese Maßflahrn&n anfallenden Kosten hat der Verumdler des Eingriffes zu tragen (§ 6 Abe. 5 DSchG M-V). Ober In 
Aussicht genommen Mailnahmen zur Bergung und Dokumentedon der Bodendenlanale Ist das Landesamt für Bodend&nkmel
pftege rechtzeitig vor Begiin der Erderbellen zu \Werrlchten. Die zu ertellenden Genehmigungen sind an die EW!haltung dieser 
Bedingungen gebunden. Mit .BO" W&rden im Plan Bodenclenkmale gekennzeichnet, bei denen angeslchl$ Ihrer wlssenachaftlldlen 
Bedeutung einer Oberbauung oder Nutzungsinden..l'lg - auch der Umgebung - gemäß§ 1 Abs. 3 OSchG M-V nld'lt zugesllnvnt 
werden kann. 01e Klt:he Ostlch des Plangebletes Ist als Balldenkmal bekannt. 

3. ANZEIGE DES BAUBEGINNS BEI ERDARBEITEN 

Der Beginn der Erdarbeiten Ist dM unteren DerWnalechutzbehörc!a und dem Landesamt ftJ r Bodendenkmalpflege spltestens vier 
Wochen vor Termin schrff\lch und verbindlich mitzuteilen, um zu gewAhr1elsten, dass Mitarbeiter oder Beauftragte des Landes
amtes fOr Bodendenkmalpflege bei den Erdarbeiten zuoegen sein können und evenbJell auftretende Funde gemaß § 11 DSchG 
Mecklenburg-Vorpommern unvmQglk:h bergen und dokllmenlleren. Dadll'dl werden Ver%0gerungen der Baumaßnahmen ver
mieden (vgl. § 11 Abll .3 DSchG M·V). 

4. VERHALTENSWEISE BEI UNNATÜRLICHEN VERFMBUNGEN bzw. GERÜCHEN DES BODENS 

Erkenntnisse Ober Altlasten oder alttastenverdlchtlge Flachen liegen fOr das Plengeblet nicht vor. Mit dieser Auskunft des LB11d· 
krel666 wtrd keine Gewähr filr die Freiheit des Plengabletes von Altlaslen und allla.stenverdächUgen Flächen Obemommen. 
Sollten Hinweise auf Altlasten oder alllastenverdAehtlge AAehen wAhrend der Erdarbeiten, erKennbar an unnatorllclle Verflrb
ungen bzw. GerOdlen oder Vorkommen von AbfAlen, Fklsslgkelten u.ä. (schadllche Bodenverflrbungen) des Bodens auftreten, 
Ist der Landrat als zuständige untere Abfallbehörde ZtJ lnfoonleren. Grundstücksbesitzer sind al& Abfallbesltzer Zllr on;lnur1gege
maße11 Entsorgung des belasteten Bodenaushubs oder Bauabfalls verpfllclitet. Sie unterlegen damit glelchzeltlg der Anzeigepflicht. 

5. MUNITIONSFUNDE 

Für das Plangeblet liegen gemäß der stelli..tgnahme des Munitionsbergungsdienstes keine Hlnwelae auf mögliche Kampfmittel 
vor. Nach blaherigen Erfahrungen ist jedoch nicht auszuschließen, dass in fOr den Munitionsbergungsdienst als nictlt kampfmitlel
belastet bekannten Bersichen Einzelfunde auftreten können. Aus diesem Grunde sind clie Tiefbauarbeiten rM entsprectiender 
Vorsicht durchzufilhren. Werden bei Erdarbeiten kampfmlttelverdAchtige Gegensllnde oder Munition aufgefunden, ist aus Sicher· 
heillgrilnden die Arbeit an der Funds'611e und der unmitlehren Umgebung mrt eilzu•tellen 1Jnd der Muriilionabergungsdienst 
zu benachrichtigen. Nötigenfalls ist die Polizei und ggf. die örtliche OrdrRJngsbehörde hinzuziehen. 

6. ZEITRAUM FÜR DIE REALISIERUNG VON BEGRÜNUNGS-, AUSGLEICHS-UND ERSATZMASSNAHMEN 

Die Pftanzmaßnahmen (Begrtlnungs.., Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen) inriertialb des Planbereiches sind Im Ral'lmen der 
Ersdil!.ßung durchzuftlhran ln:l Innerhalb der Pftan2periode nach Fertigstellung der Erschließungsanlagen abnahmefahig abzu
schlleBen. 

7. ENTWICKLUNGSPFLEGE 

Für alle Pflanzungen, die lmeffielb des Plangebletes erfolgen, Ist e~e a.jilhrige Entwlcklungspftege vorzusehen. 

8. BODENSCHUTZ 

Für Jede Maßnahme, die auf den Boden einwirkt, Ist entsprechend Vorsorge zu treffen, dass sohadliolie Bodenveränderungen 
nicht hervorgerufen wertJen. Bodeneinwirkungen sind zu vermelden bzw. zu vennlndem. soweit das lm Rahmeri der Baumaß.. 
nahmen verhältnlsmaßlg Ist. Bel der SlchelU'lQ von schlklllehan Bodenv&rAnderungen Ist zu gewAhrlelsten, dass durch die Vfll'· 
blelbenden Scha.datolfl langft1stlg keine Gefatr oder arhebllche, nachteUlga Belastung für den Einzelnen oder die Allgemelnhelt 
enl9tehen. Im Falle einer Sanierung muas dafOr gesorgt wen;len, dass die Vorbelastungen des Bodens bzw. die Altlast soweit 
entfernt warden, dass die mr den Jewelllgen S1andort zullsslge NutzungsmOgllchkelt wieder hergestellt wird. 

9. ERSATZMAßNAHMEN außerhalb des Plangebletes 
(§ 9 Abs. 1a In Verbindung ojt § 135 BtwGB) 

Das Kompansatlonsdeflzlt von 515,875 m2 KFÄwkd durch beJelts durch~fOhrte Maßnahmen aus dem Okopoot der Gemeinde 
Kalkhorst ausgeglichen. Dabei handelt es sich um Entslagelungsmaßnmen die Im Zusammenhang mtt der Parkgestaltung In 
der Ortslage Kalkhorst durchgefOhrt wurden: 

10. SCHUTZ VON VORHANDENEN GEHOl..ZEN 

1m Bereich der zu erhaltenden Gelletz:e Ist die Elnlialtung allgamelngt'.illger Forderungen des Gehölzschutzes z.B. DIN 18920 
,.Sc:l'lutz \IOl'1 Bäumen, Pftenzenbesttnden und Vegelallonsllächen· sowie dle RAS- LP 4 .Schutz 1100 Bäumen, Vegetatlonsbe· 
standen und Tieren' bei Baumaßnahmen zu gewähren und regelmäßig zu kontrollieren. 

Zum Schutz von vorhandenen Blumen lsl der Wurzelbereich der Bäume von balilchen Anlagen frelzuhallen. Als Wurzetberelch 
wrd die Fliehe unter der Kronentraufe zuzQglich 1,50 m, bei SAIJlenformen der Baume zuzOgll<ti 5,00 m, definiert 
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4. Die von dar Plaoong berührtat1 Baltllttlan u r ölfanUitlter Belange sind mit Schreiben vom 13.04.2006 zt1 
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7. Der katastermäßige Boslantl am ;or.1-rli:h1ig dargest~lt lleschalnlgl. Hinsichölch der 0gerichllgan Dar· 
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SATZUNG 
DER GEMEINDE KALKHORST ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 5.1 
FÜR EINEN TEILBEREICH IN KALKHORST · FÜR DEN BEREICH ZWISCHEN KIRCHE UND PARK 
GEMASS PAR. 10 BAUGB I. VERB. MIT PAR. 86 LBAUO M-V 

Aufgrund des§ 10 .Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) In der Fassung dar Neubekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. 1 s. 
2414) sowie nach der Belllulz\Jflgsveroroilung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 
132), 1uletzt geAndert durch .Art. 3 lnveationser1eichterungs- und Wohnbaulandgesetzes vom 22.04. 1993 (BGBI. 1 S. 466), 
sowie nacil der Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) VOil\ 18.24.2006 (GVOBI. M·V S. 102) wird nadl 
Besd\lussfassung durch die Gemelndeverlr91llng der Gemeinde Kalkhorst vom l!.':1..l. •. f?...'-. folgende Satzung Ober doo S. 
bauungsplan Nr. 5.1 fOr einen Tellberelch In Kalkhorst- fOr den Teilbereich zwischen Kirche und Park, bestehend aus der Plan
zeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B} und nac:l'I BesclWss folgende Satzung Ober örtliche Baworachrtfl:en Ober die Gestaltung 
bauloher Anl81J811 erlassen. 
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